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Telegraphiſche Depeſchen der Danziger Zeitung. 
Angekommen 4 Uhr 45 Minuten Nachmittags. 
Caſſel, 20. Mai. Geſtern Abend fand unter dem 

Vorſitz des Kurfürſten über das Ultimatum Preußens 
eine Miniſterialſitzung ſtatt, welche erſt gegen 11 Uhr 
zu Ende war. Es iſt beſchloſſen, das Ultimatum abzu⸗ 
weiſen. Der preußiſche Geſandte wird wahrſcheinlich 
heute noch ſeine Abbernfung anzeigen. 


*) Wiederbolt, weil nicht in allen Blättern des Abend— 
blattes abgedruckt. 


Angekommen den 20. Mai 6% Uhr Abends. 

Dresden, 20. Mai. Das heutige „Dresdeuer Jour⸗ 
nal“ theilt mit, daß der Kurfürſt von Heſſen das ihm 
geſtellte Ultimatum Preußens abgelehnt hat. (Vergl. 
obige Depeſche.) Der preußiſche Geſandte Hr. v. S y⸗ 
dow hat die diplomatiſche Verbindung mit der kur⸗ 
fürſtlichen Regierung bereits abgebrochen. Gleiches 
geſchah Seitens des kurheſſiſchen Geſandten in Berlin, 
welcher zurückberufen worden iſt. 

Angekommen 8% Uhr Abends. 

Berlin, 20. Mai. Eine Circulardepeſche des 
Copeuhagener Cabinets beauftragt die Gefandten Däne: 
marks, den Mächten einen Proteſt gegen die jüngſten 
Bundesbeſchlüſſe vorzulegen, und ermftlich die Gefahren 
hervorzuheben, welehe aus einem Machtübergriff des 
deutſchen Bundes durch das Hineinziehen Schleswigs 
in die Frage entſtäuden. In vertraulicher Weiſe wird 
die Entſcheidung auf einem Congreß gewünſcht. 


England. 

London, 17. Mai. Es liegt jetzt der Wortlaut des 
neuen, zur Unterdrückung des Sclavenhandels zwiſchen Eng⸗ 
land und Amerika abgeſchloſſenen Vertrages vor, und wir 
eben in Folgendem deſſen Haupt⸗Beſtimmungen. Art. 1 be⸗ 
Kat daß die hierzu ausdrücklich ermächtigten Kriegsſchiffe 
beider Nationen beiderſeits engliſche und amerikaniſche, als 
Sclavenhändler verdächtige Fahrzeuge anhalten und unter⸗ 
ſuchen dürfen. Dazu folgende Claufeln: a) es darf dies nur 
durch ſolche Kriegsfahrzeuge geſchehen, die beſonders dazu er- 
mächtigt ſind; b) es dürfen nur Privatſchiffe angehalten wer⸗ 
den; e) der ſolchergeſtalt angehaltene Kauffahrer hat das 
Recht, nach der Autoriſation des ihn anhaltenden Capitäns 
zu fragen; und d) das Recht des Anhaltens und Unterſuchens 
beſchräukt ſich auf die Entfernung von 200 Seemeilen von der 
afrikaniſchen Küſte, ferner auf die Meerestheile, die unter dem 
32. Gr. n. Br. gelegen und 30 Meilen von Cuba entfernt 5 
Art. 4 beſtimmt, daß zur Aburtheilung, aufgebtachet, rn 
Sclavenhandels verdächtiger Schiffe drei Gerichtaböfe, 2 

Heud aus einer gleich großen Anzahl enen 1 Art 5 
kaniſcher Unterthanen, niedergeſetzt werden ſellen. Art. 5 
verpflichtet die beiden Mächte zum Schadenerſatz, falls ihre 
Capitäne ihre Verhaltungsregeln überſchreiten ſollten. In 
Art. 6 wird ausführlich auseinander geſetzt, wodurch ein 
Fahrzeug ſich des Selabenbandels verdächtig machen kann. 
Gewiſſe Vorrichtungen im Zwiſchendeck, Vorräthe von Hand⸗ 
und A größere Waſſervorräthe, „als die Zahl der 

emannung füglich erfordert, ungewöhnlich geräumige 
Kochapparate, auffallend viel Mais, Reis u. dergl. mit denen 

Neger auf der Ueberfahrt gewöhnlich geſpeiſt werden, nebſt 
noch mehreren anderen Dingen, die das zum Sclavenhandel, 
beſtimmte Schiff von ordentlichen Kauffahrern unterſcheiden, 
ſollen als giltiger Beweis angeſehen werden, daß es fuͤr den 
Sclavenhandel ausgerüſtet wurde. Art. 7 beſtimmt, daß der⸗ 
artige verdächtige Schiffe für den ihnen aus der Unterſuchung 
entſpringenden Schaden keinen Auſpruch auf Entſchädigung⸗ 
machen dürfen, ſelbſt dann nicht, wenn fie vom Gericht, we⸗ 
gen Mangels weiterer Beweiſe, ſchließlich nicht condemnirt 
werden konnten. Laut Art. 8 ſollen condemnirte Fahrzeuge, 
unmittelbar nach ihrer Aburtheilung, vollſtändig geſchlachtet 
werden, worauf ihre Beſtandtheile verſteigert werden ſollen, 
es müßte denn England oder Amerika das condemnirte Schiff, 
nach einem von Sachverſtändigen feſtgeſetzten Preiſe, für ſeine 

lotte ankaufen wollen. Art. 9 beſtimmt, daß der Capitän 
und jeder einzelne feiner Untergebenen, die auf dem con. 
demnirten Fahrzeuge dienten, nach ihren bezüglichen Landes⸗ 
geſetzen zu beſtrafen ſind, ſie müßten denn (wie es zumal bei 
aſſagieren der Fall ſein kann) nachzuweiſen im Stande fein, 
aß ſie beim Unternehmen nicht betheiligt waren. 
Mußland und Polen. Alg 

* Ueber die Stimmung in Polen wird der „Köln. 
Ztg.“ wie folgt berichtet: „Nach der jetzt erfolgten Entſetzung 
nicht Grafen Lambert wird es immer wahrſcheinlicher, daß 

an Being von Oldenburg, fondern der Großfürſt Mi⸗ 
chael an die Spitze der Landes⸗Verwaltung im hieſigen König⸗ 
reiche treten wird. Die Gemäßigten würden hierin einen 
neuen Fortſchritt und eine werthvolle Gunſterweiſung gegen 
Polen erkennen; aber unſere Zuſtände ſind leider noch immer 
der Art, daß die Stimme der Mäßigung ſich noch nicht zu 
laut vernehmlich machen darf, wenn man perſönlich nicht dar⸗ 
unter leiden will. Die Regierung darf die beſten Abſichten 
zeigen, ihre Vertreter dürfen die äußerſten Rückſichten gegen 

inge und Perſonen beobachten, das Recht mag in einer An⸗ 
gelegenheit noch ſo klar und entſchieden für die Staatsgewalt 
zeugen: der größere oder doch wenigſtens der rührigere Theil 
des Publikums weiß Alles von der unvortheilhafteſten Seite 


Mai. (Morgen Ausgabe.) 
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darzuſtellen. Wir geſtehen, daß wir 
der vom allgemein politiſchen, noch 
Standpunkt aus als vortheilhaft erkennen können. 
Auch einſichtigere Männer, welche die Lage richtig aufzufaſſen 
im Stande ſind, halten es für politiſcher, ihre Ueberzeugungen 
zurück zu halten und die allgemeine Oppoſition ſtillſchweigend 
zu unterſtützen. „Dazu kommt der überwiegende Einfluß der 
Frauen, deren Phantaſie und Gefühle in den Träumen einer 
nationalen Großmacht ſchwärmen, während ſie von den realen 
Bedingungen politiſcher Exiſtenzen keinen Begriff haben, und 
bei der dominirenden Stellung, die bekanntlich das ſchöne Ge⸗ 
ſchlecht hier zu Lande einnimmt, wird man das Gewicht 
dieſes Factors der Bewegung nicht leicht zu hoch anſchlagen. 
Rechnen Sie hierzu noch die fanatiſchen Neigungen eines 
großen Theiles der nicht allzu gebildeten katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit, den Pee kläglichen Zuſtand des Unterrichts- 
weſens und der Preſ e, ſo erkennen Sie Elemente genug, welche 
das Beharren eines in mancher Hinſicht ſo talentvollen Vol⸗ 
kes auf einer falſchen Bahn erklärlich machen können. Die 
Schläge und Wunden, die es ſich ſelbſt verſetzt, werden es 
allmälig von ſeinem ahne heilen, und die Verallgemei⸗ 
nerung und Verbeſſerung des Unterrichts, die angebahnte 
Hebung des Bauernſtandes, die Durchführung des repräſen⸗ 
tativen Princips in der Landes Verwaltung, die vielfachen 
materiellen Erleichterungen im Credits und Vertehreweſen 
u. ſ. w. werden neue und größere Kräfte entwickeln und lang⸗ 
ſam aber ſicher beſſere Zuſtände ſchaffen. Die Nation aber 
könnte dieſen Umbildungs⸗Prozeß beſchleunigen, wenn ſie die 
nutzloſen Demonſtrationen ſammt dem Trauerzwang aufgäbe, 
den guten Abſichten von oben loyal entgegenkäme, dadurch die 
Aufhebung der Aus nahms . Maßregeln, die volle Durch⸗ 
führung und die Erweiterung der Reformen geſtat⸗ 
tete. Wir wiſſen, daß die ruſſiſche Regierung ſich zu 
liberalen Conceſſionen Heber; nicht freiwillig entſchloß, daß 
ein auf fie ausgeübter Druck in dieſer Hinſicht oft nicht nutz⸗ 
los erſchien; wir wiſſen aber auch, daß Kaiſer Alexander an⸗ 
dere leitende Grundſätze befolgt, als ſein Vater, daß nur die 
Bauern⸗Befreiungsfrage wegen ihrer unendlichen Wichtigkeit 
für das Kaiſerreich die Reform Polens verzögerte, und daß 
der sah alle 18 dee möglichen Verbeſſerungen in Polen 
durchzuführen die feſte Abſicht hat. Leider hat er bisher nur 
wenige Männer unter den Polen gefunden, die ihm bei dem 


dieſe Taktik we⸗ 
vom polniſchen 


ſchweren Werke der Reorganiſation des Königreichs mit Hin⸗ 
an hervorragenden 


gebung und Energie an die Hand gehen; 
Kräften nur Wielopolski und Felinski. 
ar anzig, 21. 12 E 

. [Gerichtsverhanßlung am 19. Mai.] Unter dem 
Andrange eines ungewöhnlich großen, zum Theil aus entfern⸗ 
ten Orten unſeres Kreiſes zuſammengeſtrömten Publikums 
wurde heute vor der Deputation des Criminalgerichts die ge⸗ 
gen den Gutsbeſitzer und Schulzen Herrn Bodenſtein zu 
Kronenhof wegen Verleumdung und 
Landraths v. Brauchitſch mit Bezug auf ſeinen Beruf er⸗ 
hobene Anklage verhandelt. 
Angeklagte veranlaßt, einen 15 Octapſeiten langen vertrau⸗ 


lichen Brief an den Schulzen Glodd in Stutthoff zu richten, 


welcher den Zweck hatte, dem Adreſſaten, welcher bis dahin 
ein eifriger Anhänger der Candidatur des Landraths von 
Brauchitſch geweſen war, durch eine möglichſt faßliche und 
ausführliche Darlegung der politiſchen Anſchauungen und Bes 
ſtrebungen des Landraths begreiflich zu machen, daß er nichts 
Thörichteres und den Intereſſen ſeines eigenen Standes 
Widerſprechenderes thun könne, als bei den bevorſtehenden 
Wahlen zu Gunſten der durch den Landrath mit ungewöhn⸗ 
lichem Eifer vertretenen feudalen Partei zu wirken und zu 
ſtimmen. Dieſer Brief iſt gegen die Abſicht des Verfaſſers 
auf eine nicht näher aufgeklärte Weiſe dem Landrath von 
Brauchitſch in die Hände gefallen, und dieſer hat ihn als 
zweiſchneidiges Schwert zu benutzen geſucht, indem er ihn der 
Königl. Staatsauwaltſchaft mit dem Antrage auf Einleitung 
einer Unterſuchung gegen Herrn Bodenſtein wegen Beleidi— 
gungen, welche er „einem untergeordneten Beamten“ gegen⸗ 
über nicht ohne Rüge hingehen laſſen könne, zumal derſelbe 
wider beſſeres Wiſſen und wider die eigene Ueberzeugung ge= 
ſchrieben habe, einreichte, gleichzeitig aber den ganzen Brief 
im Kreisblatte veröffentlichte, um das größere Publikum mit 
gerechter Entrüſtung gegen die Partei zu erfüllen, deren Vor⸗ 
kämpfer zu ſolchen Mitteln, wie ſie in dem Briefe gebraucht 
waren, ihre Zuflucht nehmen mußte. Die Anklage hebt 
folgende Stellen des umfangreichen Briefes als beleidigendhervor: 

1) An die allgemeine Bemerkung, daß die vom Landrath 
vertretene Sippſchaft der Junker mit allen Mitteln nur zu 
dem Zweck nach der Maforität im Abgeordneten⸗Hauſe ſtrebe, 
um zur Herrſchaft über die andern Stände zu gelangen und 
namentlich den Bauernſtand gegen die Abſicht des Königs 
feiner Staatsbürgerrechte zu berauben, werden einzelne Bei⸗ 
ſpiele geknüpft, durch welche jener allgemeine Satz näher er⸗ 
läutert werden ſoll, und dies geſchieht beſonders durch eine 
ausführlichere Erörterung der Anſichten der feudalen Partei 
über das im Jahre 1848 allen Grundbeſitzern zurückgegebene 
Jagdrecht, welches die Herren Junker einen Raub an ihrem 
junkerlichen Eigenthum nannten. Dabei wird wörtlich 1 85 
„Die Junker trachten danach, den bäuerlichen Grundbeſitzern 
dies Recht, wenn irgend möglich, wieder ganz zu N 
mindeſtens aber es ihnen, wie es durch unſern Land⸗ 
rath ſchon ſetzt bei jeder Gelegenheit in geſetzlicher 
Form nach Möglichkeit geſchieht, aufs Aeußerſte zu 
verkümmern.“ Die Anklage findet hierin den beleidigenden 
Vorwurf der amtlichen Pflichtwidrigkeit durch Handhabung 
eines Geſetzes gegen deſſen wahren Sinn zur Beeinträchtigung 


Beleidigung des Herrn 
Im November pr. ſah ſich der 


der Berechtigten. Der Angeklagte dagegen und deſſen Ber 
theidiger, Herr R.⸗A. Lipke, find der Anſicht, daß 10 nichts 
Schlagenderes denken laſſe, als der Beweis, welchen die feu⸗ 
dale Partei durch die Art, wie ſie in dem Jagdgeſetz vom 7. 
Mai 1850 den kleineren Grundbeſitzern aus menſchenfreund⸗ 
licher Beſorgniß, daß ſich dieſelben mit den Schießgewehren 
Schaden thun könnten, die Ausübung des ihnen im >” 
1848 eingeräumten Jagdrechts wieder verkümmert hätte, für 
die treffende Wahrheit dieſes ineriminirten Satzes geführt 
habe. Der Angeklagte macht darauf aufmerkſam, daß er dem 
Landrath v. Brauchitſch keineswegs Geſetzwidrigkeiten, ſondern 
nur eine aus ſeiner Abneigung gegen das allgemeine Jagd⸗ 
recht erklärliche illiberale Handhabung des Jagdgeſetzes, deſſen 
Faſſung und Tendenz einer ſolchen Abneigung hinreichenden 
Spielraum biete, zum Vorwurf gemacht habe. 

2) Zur ferneren Illuſtration jenes oben gedachten allgemeinen 
Satzes wird die Thatſache angeführt, daß der Landr. v. Brauchitſch 


einen beſtimmten Tag zur Einzahlung der Steuern feſtgeſetzt 


habe, während ſonſt der halbe Monat dazu habe benutzt wer⸗ 
den können, und daran die Bemerkung geknüpft, daß dieſe für 
die Steuerzahler höchſt unbequeme Einrichtung lediglich mit 
Rückſicht auf die Bequemlichkeit des Kreiskaſſenrendanten ge⸗ 
troffen ſei, weil derſelbe zu den Beamten gehöre und der 
Herr Laudrath keine ärgere Ketzerei kenne, als wenn 
jemand behaupte, der Beamte ſei für das Volk da. 
Die Anklage rügt die Herleitung des Vorwurfs, daß der 
Landrath eine Einrichtung nicht mit Rückſicht auf das Inter⸗ 
eſſe der Sache, ſondern auf die Bequemlichkeit eines Beamten 
getroffen habe, aus einer allgemeinen grundſätzlichen Auffafs 
jung deſſelben. Die Verteidigung dagegen hält den Cauſal⸗ 
nexus, in welchen der Brief das hier gerügte Verfahren des 
Landraths mit ſeiner Ehrfurcht vor den Lehren der Kreuz⸗ 
zeitung gebracht habe, für vollkommen begründet, da es be⸗ 


kannt ſei, daß dieſe bei jeder Gelegenheit gegen den Satz, 


die Beamten ſeien für das Volk und nicht dieſes für jene da, 
als gegen eine der verderblichſten und verabſcheuungs würdig ⸗ 
ſten Hirngeſpinnſte, womit die franzöſiſche Revolution von 
1789 8 Denkart chriſtlicher Staatsunterthanen ver⸗ 
giftet habe, mit ganz beſonderem Feuereifer zu Felde ziehe. 
3) Einen Hauptpunkt der Anklage bildet die Kritik, 
welche der Brief über die Art ergehen läßt, in welcher der 
Landrath v. Br. die nothwendige und wohlthätige Sorge für 
den Zuſtand der öffentlichen Wege bis zum Zerrbilde und 
bis zur ieee Härte übertreibe. „Das Recht dazu, 
Gef der Verfaſſer, ſchöpft der Landrath aus einem veralteten 
eſetze und zwar mit Vergnügen, da er außer dem Ge⸗ 
nügen ſeiner rückſichtsloſen Liebhaberei auch noch das Mittel 
darin findet, die Leute durch die ſtets in der Luft 
ſchwebende Furcht vor irgend einer landräthlichen 
Wegequälerei ſich immer recht gefügig zu erhalten.“ 
Die Anklage findet in dem Vorwurf des vorſätzlichen 
Mißbrauchs amtlicher Befugniſſe zu perſönlichen Zwecken die 
Behauptung unwahrer Thatſachen, welche geeignet find, den 
Landrath v. Br. dem Haß und der Verachtung auszuſetzen. 
Der Augeklagte machte den Einwand der Wahrheit. Im März 
1861 habe der Landrath v Br. plötzlich die Herſtellung eines 
öffentlichen Weges angeordnet, welcher ſein, des Angeklagten, 
beſtellten Acker quer durchſchneiden ſollte. Kein Menſch habe 
die Nothwendigkeit oder Nützlichkeit dieſes Weges zu begrei⸗ 
fen vermocht, und die Königl. Regierung habe denn auch den 
Antrag des Landraths, ihn zur Anwendung der erforderlichen 
Zwangsmaßregeln behufs Durchſetzung feines Planes zu au⸗ 
toriſiren, bereits unterm 5. Juni 1861 entſchieden zurückge⸗ 
wieſen. Gleichwohl habe der Landrath v. Br. ſeine frühere 
Verfügung nicht zurückgenommen, ſondern die Sache in einer 
für den Angeklagten höchſt unbehaglichen Schwebe gelaſſen, 
ihm ſogar auf eine Anfrage unterm 26. Juni 1861 nur ges 
antwortet, daß bis auf Weiteres von ſeiner früheren Ver⸗ 
fügung Abſtand genommen ſei. Da ihm nun ſpäter die Re⸗ 
gierung mitgetheilt habe, daß die betreffende Verfügung des 
Landraths definitiv als aufgehoben zu betrachten ſei, weil der⸗ 
ſelbe die Nothwendigkeit des Weges nicht nachgewieſen habe 
ſo vermöge er ſich die Handlungsweiſe des Landraths cht 
anders zu erklären, als daß derfelbe das Damokles⸗Schwert 
jener Wegeverfügung möglichſt lange über dem Haupte ſeines 
eifrigſten und einflußreichſten politiſchen Gegners habe hän⸗ 
gen laſſen wollen, um ihn bei den bevorſtehenden Abgeordne⸗ 
kenwahlen gefügig zu machen. Zum Beweiſe der vorgetrage⸗ 
nen Thatſachen überreichte Angeklagter die betreffenden Ver⸗ 
fügungen des Landraths und der Regierung mit dem Bemer⸗ 
len, daß er die dem Herrn v. Br. untergelegten Motive nicht 
zu beweiſen vermöge, daß in ſeinen desfallſigen Behauptun⸗ 
gen aber auch keine Thatſachen, ſondern lediglich ein Urtheil, 
eine Schlußfolgerung liege, welche er 1 aus den vor⸗ 
liegenden Thatſachen zu ziehen ſich nicht habe entbrechen kön. 
nen. Er ſei ſich des Unterſchiedes zwiſchen einer blos ſubjec⸗ 
tiven Anſicht und mathematiſcher Gewißheit bewußt, glaube 
aber, daß alle Menſchen von geſundem Urtheil bei Kenntniß⸗ 
nahme der vorliegenden Thatſachen und Verhältniſſe zu ganz 
derſelben Schlußfolgerung edrängt werden würden. Ein Irre, 
thum über Dinge, welche ſich nicht mit Händen greifen, ſon. 
dern nur mit dem Verſtande auffaſſen laſſen, ſei allerdings 
möglich, aber das werde ihm der Gerichtshof glaub en, daß er 
kleine wiſſentliche Unwahrheit geſagt, ſondern nur das ausge⸗ 
ſprochen habe, was er nach ſorgfältiger und gewiſſenhafter 
Prüfung und aus innerſter Ueberzeugung für wahr gehalten habe. 
Wenn ſeine Ueberzeugung eine irrthümliche 90 ſo habe er 
jedenfolls Veranlaſſung genug gehabt, ſeine Behauptung für 
wahr zu halten, und es könne daher eine Verleumdung als 
vorliegend nicht angenommen werden. 


Außerdem hob die Anklage noch einzelne Ausdrücke des 
Briefes als beleidigend hervor, namentlich die Bezeichnung 
des Landraths v. Br. als Feind und Antichriſt, die an 
Glodd gerichtete Ermahnung, er möge ſich nicht zum Helfers⸗ 
helfer des Landraths bei der ſchlimmen That hergeben, 
ihn und feine Kinder ihrer Staats bürgerrechte zu berauben, 
möge vielmehr die in den Trugnetzen des Landraths Ge⸗ 
fangenen über ihre wahren Intereſſen aufzuklären ſuchen. 
Ferner wird der von dem Angeklagten aufgeſtellte Satz für 
beleidigend erachtet, daß das bloße Zutrauen des Landraths 
für Herrn Glodd ſchon eine tödtliche Beleidigung fein müſſe, 
welcher durch die Erwägung begründet wird, daß der Land⸗ 
rath diejenigen für ſehr einfältig halten müſſe, welche er durch 
ein gnädiges Lächeln zu beſtimmen hoffen könne, zum Ver⸗ 
räther an ihrem und ihrer Kinder Wohl zu werden. Endlich 
bezeichnet die Anklage folgenden Paſſus des Briefes als be— 
leidigend: „Was wahre und ächte Religioſität betrifft, die 

uns Allen heilig iſt, ſo weiß ich zwar nicht, wie es da⸗ 
mit bei dem Herrn Landrath ſelbſt beſtellt iſt; daß 
aber nirgends ſo viel Frivolität zu Hauſe iſt, als in den 
Kreiſen und Ständen, für deren ſpecielles Sonderintereſſe 
derſelbe ſeine Wahlumtriebe vom Stapel läßt, und daß in 
dieſen Kreiſen und Ständen Gottes Wort vorzugsweiſe nur 
dann im Munde geführt wird, wenn es ſich darum handelt, 
den ſchnödeſten Eigennutz hinter dem Schaffell frommer Worte 
vor den Augen der Argloſen zu verſtecken, — das weiß die 
ganze Welt.“ 

Der Herr Staatsanwalt v. Graevenitz hielt die Anklage 
in einem längeren Vortrage in allen Punkten aufrecht. Er 
ſchickte einige allgemeine Bemerkungen über die Unparteilichkeit 
und Milde voraus, mit welcher er in den aufgeregten Zeiten 
der politiſchen Wahlkämpfe die Erzeugniſſe der Preſſe beur— 
theilt habe; er habe alle an ihn geſtellte Aufforderungen zum 
Einſchreiten gegen Parteiſchriften zurückgewieſen, welche ſich 
begnügt hätten, die verſchiedenen Parteien und deren politi- 
ſche Anſichten, wenn auch mit noch ſo ſcharfen Waffen, zu 
bekämpfen. Eine Grenze aber gebe es, deren Ueberſchreitung 
er nicht habe dulden dürfen, ohne das Recht zu verletzen; ſo— 
bald die Angriffe nicht mehr allein gegen eine Partei, ſondern 
egen einzelne Klaſſen der Geſellſchaft oder gegen beſtimmte 
Perſonen gerichtet worden, habe eine ſtrengere Beurtheilung 
eintreten müſſen, und er habe den Verletzten den Schutz ſei⸗ 
nes Amtes nicht verſagen dürfen. Ein ſolcher Fall liege hier 
vor. Er müſſe zwar zugeben, daß der Brief des Angeklagten 
lediglich den Zweck habe, die politiſche Candidatur des Land» 

raths v. Brauchitſch zu bekämpfen und daß, da das von 
errn v. Brauchitſch verwaltete Amt vorzugsweiſe ein politi⸗ 
ches ſei, deſſen Verwaltung mithin nothwendig die politiſche 
Ueberzeugung der Beamten durchdringen müſſe, auch von dem 
Angeklagten zur Durchführung ſeines Zweckes eine Kritik 
der Amtshandlungen feines Gegners nicht zu umgehen ge— 
weſen ſei. Allein bei aller Nachſicht, welche man deßhalb 
egen den Angeklagten gelten laſſen möge, werde jeder Unbe⸗ 
angene und, wie er ſicherlich glaube, bei ruhiger Erwägung 
ſogar der Angeklagte ſelbſt, einräumen müſſen, daß der Brief 
die Grenzen erlaubter Kritik ſowohl durch die Aufftellung 
unerweislicher Behauptungen, welche die Amtsehre des Land⸗ 
raths v. Brauchitſch in ſchwerer Weiſe verletzten, als auch durch 
die herbe Form einzelner Ausdrücke weit überſchreite. Herr 
Staatsanwalt v. Graevenitz ging darauf die einzelnen in⸗ 
Criminirten Stellen durch, begründete feine Anſicht über die 
Strafbarkeit derſelben näher und ſchloß dem An⸗ 

Bekanntmachung. 
Gemäß Verfügung vom 19. Mai 1862 iſt am 


Bekanntmach a 
Es ſoll wegen Canon⸗Rückſtände die Weichſel⸗ 


trage, den Angeklagten zu einer Geldſtrafe von 100 Thalern 

zu verurtheilen. 2 

5 5 Vertheidiger, Hr. Rechts-Anwalt Lipke, ergriff hierauf 
as Wort: 

Er wolle es dahin geſtellt ſein laſſen, ob das Landraths⸗ 
amt vorzugsweiſe ein politiſches Amt ſei und es nicht viel- 
leicht beſſer wäre, wenn die Landräthe ſich weniger mit poli⸗ 
tiſchen Agitationen befaßten und ihren anderweitigen Geſchäf— 
ten mehr ihre Zeit und ihren Eifer widmeten, jedenfalls aber 
hätte es nicht zu den amtlichen Functionen des Landraths 
von Brauchitſch gehört, ſeit dem Jahre 1855 bei jeder De⸗ 
putirten-Wahl als Candidat ſich zu melden und alle Hebel 
in Bewegung zu ſetzen, um dieſe Candidatur durchzubringen, 
was freilich nur zur Folge gehabt, daß er viermal durch⸗ 
gefallen und jedesmal weniger Stimmen erhalten. Der 
Staatsanwalt habe die ſittliche Seite der Sache hervorgeho— 
ben, auch er wolle hierauf eingehen und da möchte es ſich 
doch fragen, ob das Verfahren des Herrn von Brauchitſch, 
der den vertraulichen Brief des Angeklagten an Herrn Glodd 
ſich zu verſchaffen gewußt, und demnächſt gleichzeitig mit der 
vorliegenden Denunciation denfelben in Nummer 51 des vor— 
jährigen Kreisblalts unter mißbräuchlicher Benutzung deſſelben 
veröffentlicht hat, ob dies Verfahren ein ſolches iſt, auf das, 
um engliſche Ausdrücke zu gebrauchen, die Bezeichnungen 
fair und gentlemanlike paſſen. Der Herr von Brauchitſch 
ſehe zwar nach dem Wortlaut feiner Denunciation in dem 
Angeklagten nicht den wohlhabenden Gutsbeſitzer und eben⸗ 
bürtigen politiſchen Gegner, ſondern nur den Schulzen, oder, 
wie er ſich auszudrücken beliebe, „den untergeordneten 
Beamten“; in Preußen ſei es aber noch nicht ſo weit 
gekommen, daß man die Stellung des Mannes und den Wert 
deſſelben nach der Farbe des Knopfes, den er an ſeiner Mütze 
zu tragen berechtigt ſei, beurtheile. Der Angeklagte habe den 
Brief nicht als Schulz geſchriehen, ſondern als Staatsbürger, 
der nicht nur berechtigt, ſondern verpflichtet ſei, von ſeinem 


Vaterlande, jo viel es in ſeinen Kräften fteht, Unheil abzuwen⸗ 


den. Der Angeklagte hielt aber es für das größte Unglück, 
wenn der Herr von Brauchitſch und feine Partei die Majo⸗ 
rität in der Kammer erhielten und hätte er durch die Agita⸗ 
tation hiergegen nur ein Recht ausgeübt, bei deſſen Ausfüh⸗ 
rung, ſelbſt wenn eine Ueberſchreitung vorgekommen wäre, 
doch von einer Beleidigung oder Verleumdung nicht die Rede 
ſein könne. — Der Herr Vertheidiger ging hierauf die ein⸗ 
zelnen Punkte der Anklage durch und behauptete die Wahrheit 
der vorgebrachten Thatſachen, ſtellte die beleidigende Abficht 
in Abrede. Hinſichtlich des Hauptpunktes der, Anklage der 
Wegeſcherereien bezog er ſich auf die beigebrachten Verfügun⸗ 
gen des Landraths und der Regierung, machte darauf auf⸗ 
merkſam, daß obgleich die Regierung, wie die Akten ergeben 
würden, ſchon unterm 5. Juni 1861 das Verlangen des Land⸗ 
raths, daß der Angeklagte den Weg mitten durch ſein Land 
legen ſolle, als ein ungerechtfertigtes gemißbilligt hatte, doch 
der Landrath von Brauchitſch auf die Aufrage des Angeklag⸗ 
ten vom 26. Juni 1861 nur geantwortet habe, er nehme „bis 
auf Weiteres“ von ſeiner früheren Verfügung Abſtand. 
Da die Regierung dem Angeklagten ſpäter mitgetheilt habe, wie 
ſich aus den überreichten Verfügungen ergiebt, daß die landräth⸗ 
liche Wegeverordnung definitiv aufgehoben worden ſei, der 
Landrath für die Nothwendigkeit des Weges und die Rechtmäßig⸗ 
keit ſeiner Verfügung durchaus nichts Stichhaltiges vorgebracht 
habe, ſo hätte der Angeklagte zu dem Schluß gelangen müſſen, 
Daß der Landrath ». Brauchitſch das Damoclesſchwert jene 
ung. g 


1 


— 
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Wegeverfügung möglichſt lange über dem Haupte ſeines 
eifrigſten und einflußreichſten politiſchen Gegners habe hängen 
laſſen wollen, um ihn bei den bevorſtehenden Abgeordneten— 
Wahlen gefügig zu machen. Da der Staatsanwalt beftritt, 
daß dieſer Schluß auf die Motive des Landraths v. Brau⸗ 
chitſch gemacht werden könne und meinte, man müſſe, um 
ſolche Schlüſſe zu ziehen, die ganze Angelegenheit und über— 
haupt die Verfahrungsweiſe des Landraths v. Brauchitſch 
einer Prüfung unterwerfen, ſo erklärte der Herr Vertheidiger, 
er könne nur wünſchen, daß dies geſchehe und zu dem vielen 
Material, das bereits dafür vorliege, daß der Landrath von 
Brauchitſch fein Amt und feine beſondern politiſchen Agita⸗ 
tionen nicht auseinander zu ele verſtehe, wolle er no 
die Thatſache unter Beweis ſtellen, daß der Landrath von 
Brauchitſch bei Ernennung des Gutsbeſitzers Bölle zu 
Czappeln als Wahlcommiſſar dieſem geſchrieben habe, „er 
lege das Amt eines Wahlvorſtehers vertrauensvoll in ſeine 
8 weil er vorausſetzen dürfe, daß ec ſich aus allen 
kräften angelegen fein laſſen werde, daß keine demekra⸗ 
tiſchen Wahlmänner gewählt werden;“ eraſſer als durch dieſe 
Zumuthung, das Wahlvorſteheramt zu benützen um die Wahlen 
zu beeinfluſſen, könne fi wohl die Verwechſelung der amt⸗ 
lichen Pflicht mit der politiſchen Agitation nicht documentiren. 
Der Vertheidiger ging hierauf noch die übrigen inerimi⸗ 
nirten Stellen des Briefes durch und ſuchte nachzuweiſen, daß 
in ihnen keine Beleidigungen enthalten ſeien. Was beſonders 
die auf Herrn von Brauchitſch angewendete Bezeichnung An⸗ 
tichriſt betreffe, ſo ſage ſchon der Kirchenvater Tertullian in 
feinem Werke de praeseriptionibus haereticorum: ein Anti⸗ 
chriſt ſei nichts anderes als ein Widerfadher Chriſti; wenn der 
Angeklagte nun ſymboliſch dies auf den Herrn v. Brauchitſch 
dahin angewendet hat, daß eben der Herr von Brauchitſch 15 
den hieſigen Kreis der Widerſacher des Liberalismus und der 
neuen Aera ſei, ſo könne dies nicht als Beleidigung erachtet 
werden. Die Gegner der Partei des Angeklagten hätten doch 
wohl keinen Grund, ſich über ſolche Ausdrücke zu beſchweren, 
da ſie weit ärgere gebrauchten. Noch vor Kurzem habe der 
fromme Pfarrer von Müggenhahl in einer Verſammlung, in 
welcher der Herr von Brauchitſch präſidirte, die ganze Fort⸗ 
ſchrittspartei für Feinde Gottes erklärt; es ſiele dieſer Par⸗ 
tei nicht ein, deswegen Anklage zu fordern, denn das Denun⸗ 
eiren und Spioniren überlaſſe man gern den Gegnern als 
Privilegium, aber fo empfindlich zu ſein, hätten dieſe wahr- 
lich keinen Grund. a 
Der, Vertheidiger beantragte Freiſprechung des Ange⸗ 
klagten. Der Gerichtshof erkannte nach längerer Berathung, 
daß der Angeklagte der Verleumdung und Beleidigung des 
Landraths von Brauchitſch mit Bezug auf ſein Amt ſchuldig 
und dafür mit einer Geldbuße von 20 Thlrn. zu beſtrafen ſei. 
Die Behauptung, daß der Landrath die ihm autlich obliegende 
Sorge für die öffentlichen Wege zu politiſchen Zwecken be⸗ 
nütze, enthalte eine Verläumdung, da die Wahrheit derſelben 
durch die vom Angeklagten vorgebrachten Thatſachen nicht für 
nachgewieſen erachtet werden könne; der Umſtand, daß Ange⸗ 
klagter die Ueberzeugung von der Richtigkeit feiner Anſchul⸗ 
digung gehabt haben möge, ſchließe den Thatbeſtand der Ver⸗ 
leumdung nicht aus, ſondern könne nur als Mildecungsgrund 
in Betracht kommen. Ferner müſſe in dem Ausdruck „Anti⸗ 
chriſt“ eine Beleidigung gefunden werden. Die übrigen in⸗ 
criminirten Behauptungen und Ausdrücke des Briefs hätten 
dagegen für ſtrafbar nicht erachtet werden können. 
Verantwortlicher Nebacteur P. Nidert in Danzig. 
ranzöſ. Goldfiſche, dazu Gläſer, 
Conſols, Schwäne, Muſcheln, Netze empf. 


19. d. Mts. die unter der gemeinſchaftlichen Firma 
Dr. Schuſter & Kaehler 


aus den hieſigen Kaufleuten und Fabrikanten: 
1. Dr. Ferdinand Wilhelm Schuſter, 
2. de Franz Otto Kaebler 
ſeit dem 1. October 1848) beſtehende Handels⸗Ge⸗ 
ellſchaft in unſer Handels- (Geſellſchafts⸗) Regiſter 
unter No. 50 mit dem Bemerken eingetragen, daß 
dieſelbe in Danzig ihren Sitz hat. 


Danzig, den 19. Mai 1862. 
Kgl. Commerz⸗ und Admiralitäts⸗ 
Collegium. 

v. Groddeck. 3516 


ie bei dem Dorfe Mühlbanz belegenen 


Wieſen: i 

1) Das EL des Subkauer Keils, von 
17 Morgen Magd. 

2) Das Hinterſtück des Subkauer Keils, von 
33 Morg. 168 Q.⸗Rth. Magd. 

3) Die Kalizewska Wieſe, vom 14 Morgen 
164 Q. Rih. Magd.; 


ſollen zur Weide und Heuſchlag vom 1. Mai c. 

an dal 3 Jahre oder auf 1 Jahr verpachtet 
erden. ’ 

Wir haben zu dieſem Zweck einen Licitations⸗ 


Termin au 
den 28. Mai c., 
a Vormittags 11 Uhr, 
im Pfarrhauſe zu Rambeltſch angeſetzt, in welchem 


die näheren Bedingungen bekannt gemacht wer⸗ 
den follen, und laden wir Pachtluſtige zur Wahr: 
nehmung desſelben hierdurch ein. 

‚Danzig, den 16. Mai 1862. 5 
Die Vorſteher der vereinigten Hoſpi⸗ 
täler zum Heil. Geiſt und 

St. Eliſabeth. (438 


Grohte. Klawitter. Brinckmann. 


Bekanntmachung. 

An unſerer gehobenen Bürgerſchule, welche 
zu Michaeli c., zu einer höheren Buürgerſchule 
zweiter Ordnung umgeſchaffen werden wird, ſind 
die Stellen des erſten und des zweiten wiſſenſchaft 
lichen Lehrers, mit reſp. 700 Thlr. und 600 Thlr. 

ahrlichem Gehalt, ſobald als möglich zu beſetzen. 
ewerber, welche pro facult, docendi geprüft, 
werden erſucht, unter Einreichung ihrer Zeugniſſe 
ſich bis zum 10, Juni bei uns zu melden, und bes 
merken wir, daß es uns vorzugsweiſe daran liegt, 
eeignete Lehrkräfte für das Lateiniſche, für Ge⸗ 
Pi te und neuere Sprachen zu gewinnen, 
Marienwerder 17, Mai 186; 


Mai 1862. 
Der Macſſen ban 


f Bekanntmachung. 


An unſerer Bürgerſchule iſt eine Lehrerſtelle 
mit 30) Thlr. Gehalt vacant. 

Qualificirte Bewerber wollen ſich unter Ein⸗ 
reichung ihrer Zeugniſſe binnen 4 Wochen melden. 

Marienwerder, 17. Mai 1862. 


2 
5499] Der Magiſtrat. 
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fähre bei Unterſchloß verpachtet werden, und habe 
ich zu bief m Behufe einen Termin in meinem 
Geſchaͤfts⸗Locale auf 2 
den 6. Juni c., 
von 10— 12 Uhr Vormittags, 
anberaumt, zu dem Pachtliebhaber hierdurch ein⸗ 
geladen werden. 0 
Die Bedingungen, unter denen die Verpach⸗ 
tung geſchieht, werden im Termine bekannt ge⸗ 
macht werden. ! 
Mewe, 19. Mai 1862, 
Königl. Domainen-Rent⸗Amt 


Herr. 3510 


eee eee eee 
V. Verlage von A. Vogel & Comp. 
in Berlin erſchien ſo eben und iſt in allen 
Ruchhandlungen, in Danzig bei 


Th. Ankh, Sorgenmartt 10 


vorräthig: 


Vom verlaſſeuen Bruderſtamm. 


Das däniſche Regiment in 
Schleswig⸗Holſtein 


Guſtav Naſch. 


weiter Band. [3308] 


8 . 
18 Bogen Velin⸗Papier. Eleg. geh. Preis 1 9%. 


ſind in den neueſten Auflagen bei uns 
[3426] eingetroffen. 


Son Saunier, 
Buchhandlung f. deulſche u. ausl.Literatur, 


Danzig, Stettin u. Elbing. 
7 . e 


9 77 
Spritzenſchläuche 

vom beſten rheiniſchen Hanf gewebt, für Feuer⸗, 

Gartenſpritzen und zu Waſſerleitungen, Leder- 

mit Kupfer genietete Schläuche, Feuereimer und 
Treibriemen empfiehlt ; 


Ed. Trosiener 
3275) in Danzig, 3. Damm No. 2. 
Unter meiner perſönlichen Mit⸗ 


wirkung werden die Decimalwaagen nur gut 

und ſauber gefertigt und ſind in allen Dimen⸗ 

ſionen vorräthig. eee 4 Decimalwag⸗ 

gen-Sabritant, Johannisgaſſe 67, nahe am 3. 
amm. 


[110] 


0 ® 
importirte Cigarren. 
4 Von meinem Bruder in Havanna mit 
dem Verkauf seiner Fabrikat“ betraut, er- 
hielt ich die erste Zusendung am 1. d. M. 
und bin daher im Stande, Cigarren in bester 
Qualität zu nachstehenden Preisen zu 
offeriren: 

Per mille PCt. S 12, 6, 20, 24, 
30 bis zu 100 
Die geehrten Besteller können sich 
bester Effectuirung Ihrer Ordres versichert 
halten, da es mir nicht darum zu than ist, 
ein einmaliges Geschäft zu machen, wohl 
a aber, mir eine dauernde Kundschaft zu 
erwerben. 
Probebunde von 100 Stk. wer- 
den prompt gegen Postvorschuss 
versandt. : 
Lopez Belmon, 
Mambwrg, kl, Meichenstrasse 2. 


— — 

Hiemit empfehle ich mei; Lager Achten friſchen 
Batent-Bortiand-Gement Robins & 
Comp., engliſcen. Steinfohlentheer, 
englifge Chamottſteine, dart Co ven & 
Ramsay, englischen Chamottthon, Traß, 
franzöſiſchen natürlichen Asphalt in Pulver 
und Broden, Goudron, engliſches Stein⸗ 
kohlenpech, englischen Bachſchtefer, 
Schieferplatten, asppaltirte Dachpappe, 
engliſcen Patent-Asphalt-Dachfilz, 
Glasdachpfannen, Dachglas, Fer: 
ſterglas, engliſche ſchmieveeiſerne Gas⸗ 
r hren, gepreßte Bleiröhren, engliſch gla⸗ 
ſute Thonröhren, holläniſchen Thon, 
Allmeroder Thon, Steinkohlen, 
ſowobl Maſchinen- als Nußkohlen zur 


gütigen Benutzung. 


#21 E. A. Lindenberg. 
8 u 2 8 { = 
A schuß Porzellan in Kaffees, 


Thee⸗, Tafel: und Waſchgeſchirren em: 

pfiehlt in großer Auswahl Wilh. Sauio. 

NB. Eine Partie beſchävigtes Porzellan iſt 
ganz billig zurückgeſetzt. 867] 


ut zw. Danz., Dirſchau u- Marienburg v. 400 
Gal M Gr. w. v. Selbitvert. u kauf. geſ Diesf. 
Anſchl. w entgegengenomm, u.34311. d Exp. d. Ztg. 


Evilooſte geidende erfahren eine neue mit 
„vielem Glück ſich bewährende Methode zur 
Heilung ihrer Uebel durch Chem. Paul Schulz 
zu Buckau bei Magdeburg. 13159 


3292 


[357] Sanio. 


Wegen Veränderung des Wohnorts ſind Lang⸗ 

garten No 83, eine Treppe hoch, verſchie⸗ 
dene nur kurze Zeit gebrauchte Mahagoni⸗Mö⸗ 
bel, als: Cylinderburegu, Sopha, Rleiderichränte, 


Kommode, Tiſche Stühle, Spiegel, Beitſtellen, 


Bettmatratze und Geſinde⸗ Betten aus freier 
Hand zu verkaufen und können täglich Nachmit⸗ 
tags von 2 bis 4 Uhr beſehen werden. (273 


Die Ausſchmückung von Gräbern den ganzen 
Sommer hindurch übernimmt zu billigen 
Preiſen der Kunſt⸗ und Handels gärtner 
[3470] A. Lenz, Langgarten 27:8 
Jen verreise einige Wochen, Herr 
Br. Findeisen dfopengasse 
Ro. 4) wird die Gut haben, mien 
in dieser Zeit zu vertreten, 


13520) Ir. Goebel. 
Ein größeres Gut, in bisfiaer Provinz 


und angenehm belegen, im guten Culturzuitande, 
wird bei einer N 0 0 von 44,00 Tolr. zu 


kaufen geſucht. Meflectenten (nicht Commifjios 
naire) belieben ihre Offerten sub I. Z. 3513, 


franco un die Expedition dieſer Zeitung zu ſenden. 


Af Auftrage ſuchen wir für eine hieſige große 
Fabrik einen Juſpector reſp. Coutro⸗ 
leur über das Arbeiter⸗Perſonal. Dieſe Stelle 
iſt mit einem jährlichen Gehalte von 6—800 Thlr. 
verbunden und eignet fi für einen im Buch- und 
Rechnungsweſen nicht unbewanderten, juverläffie 


gen, ſichern Mann. \ 
Holz & Co. in Berlin, 
[3514] Fiſcherſtraße 24, 


Auf einem größeren Gute findet 
ein Wirthſchafts⸗Eleve ſofort eine 
Stelle. Wo? it zu erfahren Lang⸗ 
garten No. 14. 3510 


Schahnasjans Garten. 


Donnerſtag, den 22. d. M. Concert, ausge⸗ 
führt vo! der Kapelle des 3. Oſtpr. Grenadier⸗ 
Regiments No. 4. Anfang 4 Uhr. Entree 23 
Sgr. H. Buchholz. [3303] 


Ein Damennähtäſchchen, enthalte ad außer Klei⸗ 
nigfeiten zwei Fahrbillets von Eydtkuhnen 
nach Berlin, iſt den 16. d. M. zwiſchen Marien⸗ 
burg und Bromberg auf der Gifenbabn verloren 
gegangen. Dem Finder werden 2 an feine 
anzugebende Adreſſe geſchickt, ſofern befagte zwei 
Billets bei Einſendung des Ganzen an Gerike, 
Berlin, Kreuzberg 2, in derſelben mitkommen. 


—̃— 


Druck und Verlag von A. W. Kafemann 
| in Danzig. 


